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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Inwieweit sind Modelle in der Diskussion oder 
bereits in Praxis, wonach im Blick auf die stärkere 
Verknüpfung in der EU Botschaftstätigkeiten von 
mehreren Mitgliedstaaten der EU gemeinsam in 
der Form abgewickelt werden, daß sie nationale 
diplomatische Vertretungen ersetzen? 


2. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten entstehen jährlich der EU durch 
die Herausbildung von speziellen diplomatischen 
Vertretungen in vielen Bereichen der Welt, und 
wo gibt es solche bereits? 


Antwort des Staatssekretärs Dr, Peter Hartmann 
vom 15. August 1996 


Spezielle diplomatische Vertretungen der EU als Instrument einer Ge- 
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), die nationale diploma- 
tische Vertretungen ersetzen, existieren bisher nicht. Die EU wird im Aus- 
land in zwei Formen vertreten: 

1. in Fällen ausschließlicher Gemeinschaftszuständigkeit (z. B. im Bereich 
Außenhandel) und bei Vertragsverhandlungen im Rahmen des jeweili- 
gen Mandats durch die Kommission; 

2. im Rahmen der GASP durch den jeweiligen Vorsitz (Artikel J. 5 Abs. 1) ; 
ist der Vorsitz vor Ort nicht präsent, wird er durch einen anderen Mit- 
gliedstaat vertreten. 

Die Europäische Kommission unterhält derzeit weltweit 145 Delegatio- 
nen, Vertretungen und Büros (23 Vertretungen in den Mitgliedstaaten der 
EU, fünf Vertretungen bei Internationalen Organisationen und 117 in 
Drittstaaten - siehe anliegende Aufstellung in alphabetischer Reihen- 
folge. *) Die Kosten für dieser Vertretungen werden aus dem EG-Haushalt 
bestritten. Der Haushaltsansatz für die dazu benötigten Sach- und Per- 
sonalkosten beläuft sich für 1996 auf 197,1 Mio. ECU. 

Die Mitgliedstaaten der EU sind bestrebt, bei Errichtung und Betrieb ihrer 
nationalen Botschaften Gebäude und unterstützende Dienste dort ge- 
meinsam zu nutzen, wo es die Situation erlaubt und vorteilhaft erscheinen 
läßt. Um hierfür gemäß Kapitel V des EU-Vertrages einen institutionellen 
Rahmen zu schaffen, Unterzeichneten am 21. Februar 1996 die 15 Mit- 
gliedstaaten der EU und die Europäische Kommission eine „Rahmenver- 
einbarung über die Gemeinsame Unterbringung Diplomatischer und Kon- 
sularischer Vertretungen" . Danach prüfen die Mitgliedstaaten und die der 
EG -Kommission Vorhaben zur gemeinsamen Unterbringung ihrer Vertre- 
tungen, sobald zwei oder mehr von ihnen der Auffassung sind, daß dies in 
ihrem gemeinsamen Interesse liegt und politisch machbar ist. 


• ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Größtes gemeinsames Projekt mit einem Gesamtfinanzvolumen von 52,1 
Mio. ECU ist die Errichtung eines Kanzleikomplexes der EU-Mitgliedstaa- 
ten (außer Luxemburg und Großbritannien) und der Kommission in der 
neuen nigerianischen Hauptstadt Abuja. Eine Vereinbarung zwischen 
den Außenministerien der zehn beteiligten Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission über die Errichtung eines gemeinsamen Botschaftskomplexes in 
Abuja wurde am 18. April 1994 in Luxemburg unterzeichnet; Österreich, 
Finnland und Schweden traten dieser Vereinbarung 1995 bei. Das Projekt 
wird dem jeweiligen Anteil entsprechend von den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten aus den nationalen Haushalten bzw. bezüglich des Anteils der Vertre- 
tung der Kommission (ca. 10 %) aus dem EG-Haushalt finanziert. Bereits 
seit dem 29. Oktober 1992 sind die Verbindungsbüros Deutschlands, 
Frankreichs, Italiens, der Niederlande und der Kommission in Abuja in 
einem gemeinsam angemieteten Gebäude (sog. „Europe House") unter- 
gebracht. 

Von mehreren EU-Mitgliedstaaten gemeinsam genutzte Kanzleiräum- 
lichkeiten bestehen derzeit in Almaty (Deutschland, Großbritannien und 
Frankreich), Minsk (Großbritannien, Italien) sowie Reykjavik (Deutsch- 
land, Großbritannien). In der Diskussion sind weitere gemeinsame Pro- 
jekte u. a. in Daressalam (Deutschland, Großbritannien, Niederlande, EG- 
Kommission), Quito (Deutschland, Großbritannien), Beirut (Deutschland, 
Italien; evtl, auch Großbritannien und Österreich), Kinshasa (Niederlande, 
Großbritannien), Luanda (Deutschland, Belgien, Italien, Niederlande, 
Spanien, EG-Kommission), Hanoi (Österreich, Spanien, EG-Kommission), 
Preßburg (Belgien, Spanien, Niederlande, Schweden, EG-Kommission) 
und Berlin (Belgien, Niederlande). 


3. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die jüngsten 
Vorfälle in Indonesien (die Stürmung der Zen- 
trale der Demokratischen Partei Indonesiens 
[PDI], Niederschlagung der anschließenden 
Demonstrationen, Ermittlungen gegen die Oppo- 
sitionspolitikerin Megawati Sukarnoputri und die 
erneute Verhaftung des Gewerkschafters Much- 
tar Pakpahan, in beiden Fällen wegen Subver- 
sion), und wie wird die Bundesregierung darauf 
reagieren? 


4. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für ein gemeinsames Vorgehen im Rahmen 
der EU, insbesondere in dem Fall Muchtar Pakpa- 
hans, der von der Todesstrafe bedroht ist und für 
den sich die EU bereits zu Beginn des Jahres 1995 
in gemeinsamen Erklärungen eingesetzt hatte? 


Antwort des Staatssekretärs Dr« Peter Hartmann 
vom 16. August 1996 

Die Bundesregierung verfolgt mit großer Sorge die jüngsten Ereignisse in 
Indonesien. Sie steht in dieser Frage in engem Kontakt mit ihren europäi- 
schen Partnern und hat sich dafür eingesetzt, daß die EU in einer Troika- 
Demarche gegenüber der indonesischen Regierung eine rückhaltlose 
Aufklärung der Vorfälle und entsprechende Auskunft über den Verbleib 
der Verhafteten gefordert hat. Auch der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, Rudolf Kraus, hat bei 
seinem letzten Besuch in Jakarta diese Fragen angesprochen. 
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Die Bemühungen der Bundesregierung schließen ausdrücklich das 
Schicksal des Gewerkschaftsführers Muchtar Pakpahan ein. Gemeinsam 
mit ihren europäischen Partnern versucht die Bundesregierung, insbeson- 
dere in seinem Fall, eine befriedigende Antwort zu den Gründen seiner 
Verhaftung umd dem folgenden juristischen Verfahren zu erhalten. 

Über die von Ihnen erwähnte Erklärung vom 13. Februar 1995 hinaus 
hatte sich die EU auch schon in einer Erklärung vom 22. November 1994 
für Muchtar Pakpahan eingesetzt. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin die Entwicklung in Indonesien 
mit großer Aufmerksamkeit verfolgen und ihr Vorgehen mit ihren euro- 
päischen Partnern abstimmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Über welche Fremdsprachenkenntnisse verfügen 
die Angehörigen des Bundesgrenzschutzes 
(BGS), die auf dem Flughafen Frankfurt/Main 
eingesetzt sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 19. August 1996 


In größerem Umfang in Englisch und Französisch. Einzelne Beamte in Bul- 
garisch, Griechisch, Italienisch, Niederländisch, Polnisch, Portugiesisch, 
Rumänisch, Russisch, Ukrainisch, Serbokroatisch, Spanisch, Tschechisch, 
Türkisch und Ungarisch. 


6. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Welche Möglichkeiten werden den Angehörigen 
des BGS geboten, um Fremdsprachenkenntnisse 
zu erwerben, und wie viele BGS-Angehörige 
haben 1995 im Rahmen von Fortbildungspro- 
grammen an Fremdsprachenkursen teilgenom- 
men? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 19. August 1996 


Flauptsächlich Besuch von Sprachkursen und -Seminaren des Bundes- 
sprachenamts in Hürth und in der Außenstelle Naumburg. Daneben die 
Teilnahme an Sprachkursen der Volkshochschulen. 

1995 haben insgesamt 185 Polizeivollzugsbeamte im BGS an Fremdspra- 
chenkursen teilgenommen. 
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7. Abgeordneter 

Dr. Helmut 
Lippelt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Personen aus den einzelnen afrikani- 
schen Ländern haben in der Bundesrepublik 
Deutschland im ersten Halbjahr 1995, im zweiten 
Halbjahr 1995 und im ersten Halbjahr 1996 einen 
Antrag auf Anerkennimg von politischem Asyl 
gestellt, und wie hoch lag jeweils bei diesen Län- 
dern im besagten Zeitraum die Anerkennungs- 
quote? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Eckart Werthebach 
vom 21. August 1996 


Über die Zahl der Personen aus den einzelnen afrikanischen Ländern, die 
im ersten und zweiten Halbjahr 1995 und im ersten Halbjahr 1996 in der 
Bundesrepublik Deutschland Asyl beantragt haben, sowie über die An- 
erkennungsquote bei diesen Ländern geben die beigefügten Tabellen 
1 bis 3 * ) Aufschluß. 


8. Abgeordneter 

Dr. Helmut 
Lippelt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Asylbewerber kamen monatlich im be- 
sagten Zeitraum aus Nigeria, und wie hoch lag in 
diesem Zeitraum die Anerkennungsquote von 
nigerianischen Asylbewerbern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Eckart Werthebach 
vom 21. August 1996 

Der monatliche Zugang von nigerianischen Asylbewerbern im ersten imd 
zweiten Halbjahr 1995 und im ersten Halbjahr 1996 sowie die Anerken- 
nungsquote bei nigerianischen Asylbewerbern in den jeweiligen Mona- 
ten ergeben sich aus der beigefügten Tabelle 4. *) Dabei ist darauf hinzu- 
weisen, daß die Summen der monatlichen Zugangs- und Entscheidungs- 
zahlen von den Gesamtzahlen, die in den Tabellen 1 bis 3 zum Herkunfts- 
land Nigeria genannt sind, geringfügig abweichen. Dies liegt in nachträg- 
lichen Berichtigungen des Bundesamtes für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchtlinge begründet, die sich nicht den einzelnen Monaten zuord- 
nen lassen. 


9. Abgeordneter Ist die Sperrung des Grenzübergangs Chopin- 

Christian Straße in Zittau für Kraftfahrzeuge über 3,5 t ur- 

Müller sächlich ausschließlich auf den Willen der deut- 

(Zittau) sehen Seite (der Stadt Zittau) zurückzuführen, 

(SPD) und welche Ziele werden mit der Sperrung ver- 

folgt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 12. August 1996 

Die Nutzungseinschränkung für den Grenzübergang Zittau (Chopin- 
straße) wird von deutscher wie von polnischer Seite — wenn auch mögh- 
cherweise aus unterschiedlichen Gründen - angestrebt. 

Der Bundesregierung geht es in Übereinstimmung mit der Landesregie- 
rung des Freistaates Sachsen und der Stadt Zittau darum, die Beeinträchti- 


•) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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gungen der betroffenen Anwohner durch den Schwerlastverkehr zu ver- 
ringern. Deswegen ist vorgesehen, die Widmung des Übergangs für den 
Warenverkehr auf Lastkraftwagen bis zu einem zulässigen Gesamtge- 
wicht von 7,5 t zu reduzieren. 

Die Maßnahme wird erst in Kraft treten, wenn die polnische Antwortnote 
zur Herbeiführung der entsprechenden Vereinbarung vorliegt. Sie ist für 
die nächsten Tage angekündigt. 


10. Abgeordneter 

Christian 

Müller 

(Zittau) 

(SPD) 


Inwiefern wurde im Vorfeld der Sperrung analy- 
siert, welche negativen Folgen für bestimmte 
Gewerbe, z. B. Speditionen aber auch andere, 
eintreten würden, und wie gedenkt die Bundes- 
regierung, den Betroffenen diese Nachteile er- 
tragbar zu machen, ohne daß es zu zusätzlichen 
Konkursen in dieser strukturschwachen Region 
kommt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 12. August 1996 


Den Gesprächen der Bundesregierung mit der polnischen Seite über die 
Nutzungseinschränkung am Grenzübergang Zittau (Chopinstraße) sind 
eingehende Erhebungen und Untersuchungen vorausgegangen. 

Die Belange der regionalen Wirtschaft haben dabei eine maßgebliche 
Rolle gespielt. Deutschland hat von Anfang an gefordert, daß die Sperrung 
der Übergangsstelle Zittau (Chopinstraße) für bestimmte Arten des Wa- 
renverkehrs nicht vor der vollständigen Inbetriebnahme des Autobahn- 
grenzübergangs Ludwigsdorf einsetzt, um dem betroffenen grenzüber- 
schreitenden Verkehr mit LKW über 7,5 t eine relativ nahe Ausweich- 
möglichkeit zu bieten. 

Außerdem war und ist im Einvernehmen mit dem Freistaat Sachsen beab- 
sichtigt, Polen für eine Regionalisierungslösung zu gewinnen, die eine 
Ausnahme erlaub nis für den örtlichen Schwerlastverkehr zur Frequentie- 
rung des Übergangs Zittau vorsieht. Bisher ist es allerdings trotz deut- 
schen Drängens nicht gelungen, die Zustimmung der polnischen Regie- 
rung zu diesem Kompromiß zu erwirken. Sie hat im Gegenteil die Be- 
triebseinschränkung ohne Regionalisierungsklausel im Fall Zittau als Vor- 
aussetzung für die rechtzeitige Vollöffnung des Grenzüberganges Lud- 
wigsdorf bezeichnet, die unter keinen Umständen gefährdet werden 
durfte. 

Die Bundesregierung wird die Regionalisierungsthematik gegenüber der 
polnischen Seite in Kürze erneut zur Sprache bringen. Um die Wirtschaft 
in der Zittauer Region zwischenzeithch anderweitig zu unterstützen, wird 
derzeit geprüft, das auf deutschem Hoheitsgebiet verlaufende Autobahn- 
stück vom und zum Grenzübergang Ludwigsdorf vorübergehend zu einer 
Bundesstraße herabzustufen, um Belastungen durch den Anfall von Be- 
nutzungsgebühren zu vermeiden. 


11. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die auch in 
öffentlich-rechtlichen Funk- und Printmedien vor 
allem in jüngster Zeit bewußt und gezielt vorge- 
nommenen Angriffe auf den Namen und die Per- 


5 



Drucksache 13/5441 Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


sonalität Gottes und die religiösen Gefühle der 
Menschen in Deutschland im Hinblick auf einen 
wirksamen gesellschaftlichen - und nicht nur 
juristischen — Schutz der deutschen Christen als 
Minderheit im eigenen Land, wenn beispiels- 
weise Chritus am Kreuz als Toilettenpapierhalter 
abgebildet, als „ Balkensepp " und als „A...” 
bezeichnet und seine eucharistische Gegenwart 
im konsekrierten Hostienbrot „religiöse Zwi- 
schenmahlzeit" genannt wird, wobei die äußeren 
Begleitumstände unzweideutig allein Verspot- 
tung und Verächtlichmachung als Ziel der An- 
griffe erkennen lassen, und welchen Handlungs- 
bedarf sieht die Bundesregierung zum gesell- 
schaftlichen Schutz der Christen in Deutschland? 


Antwort des Dr. Eckart Werthebach 
vom 19. August 1996 

Auch die Bundesregierung sieht mit Sorge, daß die Kirchen und die Chri- 
sten in unserem Lande in Medien zunehmend unsachlich angegriffen 
werden, z. T. auch in beleidigender und verletzender Weise. Die Kirchen, 
insbesondere die beiden christlichen Großkirchen, sind Säulen unserer 
Gesellschaftsordnung und für den Staat wichtige Partner. Die Kirchen 
haben nach dem Zweiten Weltkrieg einen nicht wegzudenkenden Beitrag 
zum Aufbau der Bundesrepublik Deutschland geleistet, ebenso wie sie 
Entscheidendes zum Zusammenbruch des Kommunismus und zur Wie- 
dervereinigung Deutschlands beigetragen haben. Die Bundesregierung 
ist sich bewußt, daß den Kirchen in unserer Gesellschaft besondere Bedeu- 
tung für die Anerkennung der Würde der Person, für die Bildung und Be- 
wahrung ethischer Grundpositionen und Werte und für das Eintreten zu- 
gunsten sozial benachteiligter Menschen zukommt. Um so bedauerlicher 
ist die Tendenz einiger Medien, die Kirchen herabzuwürdigen. Blasphe- 
mische Darstellungen, wie sie beispielhaft in der Frage aufgeführt sind, 
sind geeignet, das religiöse Empfinden vieler Christen in unserem Lande 
zutiefst zu verletzen. 

Die in Artikel 5 des Grundgesetzes gewährleistete Presse- und Rundfunk- 
freiheit setzt staatlichem Handeln allerdings enge Grenzen. Eine Zensur 
ist gänzlich ausgeschlossen. Die Presse- und Rundfunkfreiheit unterliegt 
jedoch Grundrechtsschranken, die durch Vorschriften in allgemeinen 
Gesetzen, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und 
in dem Recht der persönlichen Ehre zum Ausdruck kommen. 

Die Verantwortung für die Gestaltung der Programme tragen bei den öf- 
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten die jeweiligen Intendanten. Die 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen wird durch die entsprechen- 
den Kontrollgremien der Anstalt überwacht. Zu den tragenden PrinzijDien 
der Rundfunkfreiheit zählt auch das Gebot der Staatsferne. Dies bedeutet, 
daß der Staat auf keinen Fall den Rundfunk und somit auch die Programm- 
gestaltung beeinflussen darf. Es ist dem Staal deshalb untersagt, den 
Rundfunkanstalten vorzuschreiben, welche Sendungen ausgestrahlt wer- 
den dürfen und welche verboten sein sollen. 

Nach § 166 StGB ist die Beschimpfung des Inhalts des religiösen oder welt- 
anschaulichen Bekenntnisses anderer unter Strafe gestellt. Gleiches gilt 
für die Beschimpfung von Kirchen, anderen Religionsgemeinschaften 
oder Weltanschauungsvereinigungen, ihren Einrichtungen oder Gebräu- 
chen. Insoweit ist die Justiz zuständig. 
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Die Bundesregierung begrüßt gesellschaftliche und kirchliche Aktivitä- 
ten, die sich mit der Verunglimpfung von Glaubensinhalten und Symbo- 
len in den Medien auseinandersetzen. Neben Strafanzeigen ist die Anru- 
fung des Deutschen Presserates als presseeigenes Kontrollorgan möglich. 
Der Bundesregierung sind zwei Fälle bekannt, in denen der Deutsche 
Presserat Beschwerden der Deutschen Bischofskonferenz wie auch der 
Evangelischen Kirche in Deutschland für begründet gehalten hat. Es han- 
delt sich um die in der Frage zitierten Fälle einer Kruzifix-Darstellung als 
Toilettenpapierhalter (Magazin „Titanic") und der Bezeichnung als „Bal- 
kensepp" (Tageszeitung - taz). In beiden Fällen hat der Deutsche Presse- 
rat festgestellt, daß die Presseorgane gegen Nummer 10 des Presseko- 
dexes verstoßen. Danach sind Veröffentlichungen in Wort und Bild, die 
das sittliche oder religiöse Empfinden einer Personengruppe verletzen 
können, mit der Verantwortung der Presse nicht zu vereinbaren. Die Bun- 
desregierung begrüßt diese klaren Aussagen, bedauert allerdings, daß es 
nur in einem der Fälle („taz") zu einer öffentlichen Rüge gekommen ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


12. Abgeordneter Bei welchen Positionen des Bundeshaushalts und 

Manfred in welcher Höhe sind in den einzelnen Jahren von 

Hampel 1994 bis 1997 Zahlungen des Bundes nicht als 

(SPD) Ausgaben, sondern als Mindereinnahmen ge- 

bucht und deshalb von den Steuereinnahmen 
abgesetzt worden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 14. August 1996 

Zahlungen des Bundes sind bei folgenden Positionen des Bundeshaus- 
halts als Mindereinnahmen von den Steuereinnahmen abgesetzt: 

Titel 60 01 016 02 Zuweisungen an Länder gemäß § 11 des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Bund und Län- 
dern, 

Titel 60 01 019 01 Zuweisungen an die Europäische Union nach BSP- 
Schlüssel, 

Titel 60 01 041 04 Zuweisungen an die Länder gemäß § 5 Regionalisie- 
rungsgesetz. 

Zudem ist der vom Umsatzsteueranteil des Bundes der EU als eigene Ein- 
nahmen zustehende Teil des Aufkommens bei Titel 015 01 des Teils I „Er- 
hebung der eigenen Einnahmen der EU" der Anlage E zu Kapitel 60 06 
angesetzt. Bei Titel 60 01 015 01 ist das um diese Zahlungen an die EU 
verringerte Umsatzsteueraufkommen des Bundes ausgewiesen. 

Bei den genannten Positionen ergeben sich für die Jahre 1994 und 1995 
folgende Ist-Zahlen sowie für die Jahre 1996 und 1997 folgende Soll- An- 
sätze (in Mrd. DM): 
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1994 

1995 

1996 

1997 

60 01 016 02 

- 7,2 

-24,7 

-25,0 

-25,3 

60 01 019 01 

-10,5 

~ 8,1 

-15,0 

-16,0 

60 01 041 04 

- 

- 

- 8,7 

-12,0 

60 06 EI 015 01 

23,0 

24,8 

22,0 

20,7 


Bei Titel 60 01 011 01 dürfen in den Jahren 1996 und 1997 aus den Ein- 
nahmen die von den Familienkassen für die Zahlung des Kindergeldes 
benötigten Mittel gemäß Artikel 2 §§ 7 und 8 des Jahressteuergesetzes 
1996 bereitge stellt werden. Diese Mittel werden für 1996 mit 18,4 Mrd. 
DM und für 1997 mit 20,0 Mrd. DM angesetzt. 

In einzelnen Jahren sind im Kapitel 60 01 auch Mindereinnahmen mit 
negativen Ansätzen bei den Steuereinnahmen aufgrund des Auslaufens 
von Steuern und Abgaben sowie bei der Titelgruppe 01 „Veränderungen 
auf Grund steuerlicher Maßnahmen" ausgewiesen. Positionen in der 
Titelgruppe 01 werden nur einzeln ausgewiesen, solange die betroffene 
steuerliche Maßnahme noch nicht gesetzlich geregelt ist. Nach Inkrafttre- 
ten des Gesetzes, das die steuerliche Maßnahme regelt, geht der entspre- 
chende Haushaltsansatz in der Schätzung der Steuereinnahmen unter. 


13. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Wie hoch waren die in die neuen Bundesländer 
(einschließhch Ost-Berlin) bzw. in deren Haus- 
halte geflossenen Investitionsmittel des Bundes 
in den einzelnen Jahren von 1990 bis 1997 (ggf. 
aufgeteilt in investive Mittel, Sachinvestitionen 
und Bauinvestitionen)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 15. August 1996 


Der Bundeshaushalt wird grundsätzlich nicht nach regionalen Gesichts- 
punkten aufgestellt und ausgeführt. Daher liegen auch keine Übersichten 
vor, aus denen sich die vollständige regionale Verteilung der investiven 
Bundesmittel ergibt. 

Aus den Haushalten der neuen Bundesländer sind die folgenden Zuwei- 
sungen des Bundes an die neuen Bundesländer für Investitionen in den 
Jahren 1991 bis 1996 zu ersehen. Für das Jahr 1990 liegen keine Beträge 
vor, da die neuen Bundesländer erst im Laufe dieses Jahres gebildet wur- 
den. In diesen Daten fehlen die Beträge für Ost-Berlin, da diese im Berliner 
Gesamthaushalt nicht getrennt ausgewiesen werden. 


Zuweisungen des Bundes an die neuen Bundesländer für Investitionen 



(1995: vorläufiges Ist, 1996: Soll) 




- 

in Mio. DM- 



Jahr 

BB 

MV 

SN 

ST 

TH 

Insgesamt 

1991 

1867 

1388 

3637 

1763 

2037 

10692 

1992 

1630 

1288 

3001 

1116 

1546 

8581 

1993 

1567 

1193 

2905 

1819 

1823 

9307 

1994 

1261 

1045 

2756 

1424 

1496 

7 982 

1995 

2060 

1311 

4480 

2127 

2070 

120481) 

1996 

2200 

1519 

4755 

2351 

2637 

134621) 


’) Einschließlich der Leistungen nach dem Investitionsförderungs ge setz. 
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Für das Haushaltsjahr 1997 liegen die Soll-Zahlen der Bundesländer noch 
nicht vor. 

Über diese Beträge hinaus fließen weitere Investitionsmittel des Bundes in 
die neuen Bundesländer, ohne die Länderhaushalte zu berühren. Insbe- 
sondere treten erhebliche Investitionen für Bundesfernstraßen und Eisen- 
bahnen hinzu. Aufgrund grober Schätzung ergeben sich hierfür jährliche 
Beträge, die zwischen rd. 8 Mrd. DM im Jahre 1991 und rd. 11,5 Mrd. DM 
im Jahre 1996 schwanken. 


14. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Hendricks 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei 
einer Einkommensteuerreform, die durch Steuer- 
rechtsänderungen hohe Ausfälle beim Einkom- 
mensteueraufkommen des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden zur Folge hat, zunächst die 
Ergänzungsabgabe des Bundes („Solidaritäts- 
zuschlag'') abgeschafft sein muß? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 16. August 1996 


Die Bundesregierung beabsichtigt bereits vor Durchführung einer allge- 
meinen Einkommensteuerreform, den Solidaritätszuschlag ab 1. Januar 
1997 von 7,5% auf 6,5% und ab 1. Januar 1998 auf 5,5% abzusenken. 


15. Abgeordneter 

Wolfgang 

Ute 

(SPD) 


Warum und aufgrund welcher Rechtsgrundlagen 
setzt die Bundesregierung bei der Zusammen- 
stellung der „Leistungen des Bundes für die 
neuen Länder" einen „Steuerverzicht auf Grund 
Neuregelung FA" ein und beziffert diesen mit rd. 
35 Mrd. DM ab 1995 (vergleiche z. B. Antwort der 
Bundesregierung zu Frage 37 in Drucksache 
13/3025)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 14. August 1996 


Durch die im Rahmen des Solidarpaktes (Gesetz zur Umsetzung des Föde- 
ralen Konsolidienmgsprogramms) erfolgte Neuregelung des bundesstaat- 
lichen Finanzausgleichs mit Wirkung ab 1. Januar 1995 ist die Finanzaus- 
stattung der neuen Länder auf eine dauerhafte finanzielle Grundlage ge- 
stellt worden. Der neugestaltete Finanzausgleich ersetzt die Leistungen 
des Fonds „Deutsche Einheit" , durch den die Haushalte der neuen Länder 
bis 1994 unterstützt worden sind. Die über die horizontale Umsatzsteuer- 
verteüung, den Länderfinanzausgleich und die Bundesergänzungszuwei- 
sungen den neuen Ländern zufließenden Finanzmittel sind vor diesem 
Hintergrund als Teil der West-Ost-Finanztransfers anzusehen. Der Bund 
beteiligt sich maßgebhch an diesem Finanztransfer durch Verzicht auf 
sieben Umsatzsteuer- Punkte zugunsten der Länder sowie durch im Bun- 
deshaushalt als Mindereinnahmen veranschlagte Bundesergänzungszu- 
weisungen für die neuen Länder. Der Gesamtbetrag dieser Leistungen ist 
mit rd. 35 Mrd. DM zu beziffern. 
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16. Abgeordneter 

Horst 

Schild 

(SPD) 


Wie begründet die Bundesregierung nach den 
verfassungsrechtlichen Vorgaben (Artikel 105 
GG) ihren Beschluß, von der Gesetzgebungszu- 
ständigkeit des Bundes zum Erlaß eines neuen 
Vermögensteuergesetzes keinen Gebrauch zu 
machen mit der Folge, daß die Gesetzgebungsbe- 
fugnis bei den Ländern verbleibt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 14. August 1996 

Der Bund macht durch die in Artikel 5 des Entwurfs eines Jahressteuerge- 
setzes 1997 (Drucksache 13/4839) enthaltene Regelung von seiner nach 
Artikel 105 Abs. 2 GG bestehenden konkurrierenden Gesetzgebungs- 
- kompetenz für die Vermögensteuer Gebrauch. Darin wird die Aufhebung 
des Vermögensteuergesetzes bestimmt und zudem geregelt, daß eine 
Vermögensteuer nicht erhoben wird. Hierdurch wird mit Zustimmung des 
Bundesrates eine Sperre für eigenständige landesrechtliche Vermögen- 
steuergesetze bewirkt. 


17. Abgeordneter 
Werner 
Schulz 
(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit ist es zutreffend, daß nach internen 
Berechnungen des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft bzw. des Bundesministeriums der 
Finanzen durch die Umstellung der Kfz-Steuer 
auf die neue Bezugsgröße Schadstoffausstoß 
allein im Jahre 1997 Steuermehreinnahmen in 
Höhe von rd. 2,1 Mrd. DM entstehen werden, und 
wie wird sich das Aufkommen in den darauffol- 
genden Jahren voraussichtlich entwickeln? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 21. August 1996 


Nach Berechnungen des Bundesministeriums der Finanzen dürften durch 
die vom Kabinett am 22. Mai 1996 beschlossene umweltorientierte Reform 
der Kraftfahrzeugsteuer im Finanzplanungszeitraum 1997 bis 2000 fol- 
gende finanzielle Auswirkungen entstehen (s. a. BR-Drucksache 391/96, 
S. 12); 


Jahr 

Kraftfahrzeugsteuermehreinnahmen ( +) 
-mindereinnahmen (-) 
in Mio. DM 

1997 

+ 2070 

1998 

+ 590 

1999 

- 910 

2000 

-2100 


18. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spüler 

(SPD) 


Welche Länder erhalten in den einzelnen Jahren 
seit 1989 Umsatzsteuer- Ergänzungsanteile, und 
in welcher Höhe? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 16. August 1996 


Die Umsatzsteuer-Ergänzungsanteile der einzelnen Länder ergeben sich 
aus der nachstehenden Tabelle. In den Jahren 1991 bis 1994 hat eine hori- 
zontale Umsatzsteuerverteilung getrennt zwischen den alten Bundeslän- 
dern und zwischen den neuen Bundesländern stattgefunden. Der Anteil 
des Landes Berlin an der Umsatzsteuer wurde bis 1994 vor Ermittlung der 
Anteile der anderen Länder im Verhältnis seiner Einwohnerzahl berech- 
net. Seit 1995 nehmen alle Bundesländer an einer gemeinsamen Umsatz- 
steuerverteilung teil. 




Umsatzsteuer-Ergänzungsanteile 
in 1 000 DM 


Ausgleichsjahr 

1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995*) 

Niedersachsen 

2025677 

2315960 

1515842 

1152769 

948259 

987209 

— 

Sachsen 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

4470288 

Rheinland- 

pfalz 

87171 

402806 

424370 

510042 

579465 

482409 



Sachsen- 

Anhalt 













3068532 

Schleswig- 

Holstein 

628457 

754203 

462671 

296349 







Thüringen 

- 

- 

17962 

- 

- 

2158 

2814417 

Brandenburg 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

2224292 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

_ 

_ 


_ 

_ 

_ 

1952271 

Saarland 

507708 

476427 

531674 

558938 

579638 

422266 

195453 


* ) Die Zahlen für das Jahr 1995 sind vorläufig. 


19. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spüler 

(SPD) 


Wieviel (absolut und pro Kopf) ist in den einzel- 
nen Jahren seit 1988 (für 1996 und 1997 Soll-Zah- 
len) aus dem Bundeshaushalt in den Landeshaus- 
halt Berlin (West-Berlin bzw. Gesamtberlin) ge- 
flossen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhaus 
vom 16. August 1996 


Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die seit 1988 aus dem 
Bundeshaushalt in den Landeshaushalt Berlin geflossenen Mittel. Dabei 
werden die in der Haushaltsrechnung des Landes wiedergegebenen Ein- 
nahmen des Landes Berlin aus dem Bundeshaushalt für den Zeitraum 
1988 bis 1996 dargestellt. Für 1997 hegen noch keine Zahlenangaben vor. 
Die Ausgaben des Bundes sind im Bundeshaushalt nicht nach regionalen 
Gesichtspunkten geordnet oder im einzelnen gekennzeichnet. Deshalb 
wäre die Ermittlung entsprechender Bundesausgaben allenfalls durch 
eine sehr arbeitsaufwendige Umfrage bei allen Ressorts näherungsweise 
möglich. 
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Bis einschließlich 1990 beziehen sich die Einnahmen auf West-Berlin, ab 
1991 werden die Einnahmen für Gesamtberlin ausgewiesen. In den Zah- 
len für die Jahre bis 1994 ist der Bundeszuschuß zum Berliner Haushalt 
(Bundeshilfe Berlin) enthalten, der mit der Einbeziehung Berlins in den 
gesamtdeutschen bundesstaatlichen Finanzausgleich ab 1995 durch ein 
Bündel anderer Transferleistungen (Länderfinanzausgleich, Bundeser- 
gänzungszuweisungen, zusätzliche Investitionshilfen) ersetzt wurde. 
Demgemäß lassen die in der Tabelle wiedergegebenen Zahlen keinen 
Rückschluß auf die Entwicklung der Gesamteinnahmen des Landes Berlin 
zu. 


Der Rückgang der Einnahmen des Landes Berlin aus dem Bundeshaushalt 
spiegelt die allmähliche Normalisierung des Niveaus der Bundesleistun- 
gen für Berlin wider. Auch in den Jahren 1995 und 1996 liegen die Einnah- 
men Berlins aus dem Bundeshaushalt je Einwohner mit 1 983 DM/Einw. 
bzw. 2 249 DM/Einw. noch mehr als dreimal so hoch wie die entsprechen- 
den Leistungen an die beiden Stadtstaaten Hamburg und Bremen zusam- 
men (549 DM/Einw. bzw. 529 DM/Einw. jeweils ohne Sanierungs-Bun- 
de sergänzungszuweisung für Bremen) und etwa doppelt so hoch wie die 
durchschnittlichen Einnahmen aller Länder aus dem Bundeshaushalt. 


Einnahmen im Landeshaushalt Berlin aus dem 
Bundeshaushalt in den Jahren 1988 bis 1996 
(1995: vorläufiges Ist, 1996: Soll) 


Einnahmen aus dem Bundeshaushalt 

Jahr 

Mio. DM 

DM je Einwohner 

1988 

13280 

6490 

1989 

14122 

6763 

1990 

14361 

6691 

1991 

19735 

5 740 

1992 

18427 

5335 

1993 

15399 

4436 

1994 

10454 

3006 

1995^) 

(6881) 

(1983) 

1996^) 

(7 806) 

(2249) 


Ohne Länderfinanzausgleich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


20. Abgeordneter 

Günter 

Gloser 

(SPD) 


Welche Auswirkungen hat die Neuregelung 
des § 93 des Arbeitsförderungsgesetzes (Artikel 1 
Nr. 1 des Gesetzes zur Reform des Rechts der 
Arbeitslosenhilfe) auf Neuanträge bzw. Verlän- 
gemngsanträge von Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 22. August 1996 


§ 93 Abs. 1 AFG in der durch das Arbeitslosenhilfe-Reformgesetz (AlhiRG) 
vom 24. Juni 1996 veränderten Fassung regelt die Zuweisung von Arbeits- 
losen in Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM). Der 
Zugang zu ABM wird auf die im Leistungsbezug stehenden Langzeitar- 
beitslosen konzentriert; der Anteil dieses Personenkreises an den zuge- 
wiesen ABM-Beschäftigten hat mindestens 95 % zu betragen. Im neuen 
§ 93 Abs. 1 AFG wird nicht zwischen Zuweisungen in neu bewilligte bzw. 
verlängerte Maßnahmen und Ersatzzuweisungen in laufenden Maßnah- 
men unterschieden. Daher sind grundsätzlich alle Zuweisungen von der 
Neuregelung erfaßt. Dies schließt jedoch nicht aus, daß die für die Durch- 
führung der ABM-Förderung zuständige Bundesanstalt für Arbeit aus ar- 
beitsmarktpolitischen Gründen zwischen den verschiedenen Zuwei- 
sungsformen bei ABM unterscheidet. 

Der Runderlaß des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit vom 4. Juli 
1996 zielt darauf ab, den zur Erreichung der gesetzlichen Quotenvorgaben 
erforderlichen Anpassungsprozeß möglichst flexibel zu gestalten. Des- 
halb wurde bei den Erlaßregelungen deutlich differenziert zwischen Erst- 
und Ersatzzuweisungen einerseits und Verlängerungen der Zuweisungs- 
dauer andererseits. Bei Erst- und Ersatzzuweisungen orientiert sich die 
Zuweisungspraxis der Bundesanstalt für Arbeit daran, den vom Gesetzge- 
ber vorgegebenen Anteü zu erreichen. Hiervon ausgenommen sind ledig- 
lich auf eine Berufsausbildung vorbereitende Maßnahmen wie insbeson- 
dere „Arbeiten und Lernen" , die für arbeitslose Jugendliche unter 25 Jah- 
ren eingerichtet werden. Für Verlängerungen der Zuweisungsdauer gel- 
ten nach dem Erlaß weitergehende Ausnahmen. Danach können auch bei 
anschließender Übernahme des zugewiesenen Arbeitnehmers in ein un- 
gefördertes Dauerarbeitsverhältnis und bei Maßnahmen für frühere Mit- 
arbeiter der Treuhandunternehmen, die von Treuhand-Nachfolgeorgani- 
sationen kofinanziert werden und sonst nicht fortgesetzt würden, die Zu- 
weisungen der bisherigen ABM-Beschäftigten auch ohne Vorliegen der 
Voraussetzungen des neuen § 93 Abs. 1 AFG verlängert werden. 


21. Abgeordneter 

Günter 

Gloser 

(SPD) 


Wie begründet die Bundesregierung das Schrei- 
ben des Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung vom 19. Juni 1996 an die Bundesan- 
stalt für Arbeit mit der Neuregelung des § 93 
Abs. 1 Satz 2 AFG? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 22. August 1996 


Das Gesetzgebungsverfahren zum AlhiRG hat sich bis zur Jahresmitte 
1996 hingezogen. Die Verzögerungen gegenüber dem ursprünglichen 
Zeitplan haben dazu geführt, daß die Gesetzesänderungen von der Bun- 
desanstalt für Arbeit unmittelbar umgesetzt werden müssen. Die in dem 
Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vom 
19. Juni 1996 enthaltenen Hinweise sollten dies erleichtern. Die Bundes- 
anstalt für Arbeit ist diesen Hinweisen in dem Runderlaß vom 4. Juli 1996 
gefolgt. 
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22. Abgeordneter 

Günter 

Gloser 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung eine Korrektur der 
Neuregelung des § 93 Abs. 1 Satz 2 AFG vor dem 
Hintergrund weiterhin hoher Jugendarbeitslo- 
sigkeit für erforderlich, oder wird die Sonderrege- 
lung über den 31. Dezember 1996 hinaus verlän- 
gert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 22. August 1996 


Zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des AlhiRG waren das Ausbildungs- 
stellenvermittlungsjahr bereits sehr weit fortgeschritten und die Lehrstel- 
lensituation sehr angespannt. Zahlreiche ABM für jüngere Arbeitslose 
unter 25 Jahren ohne Ausbildungsabschluß wie „Arbeiten und Lernen" 
befanden sich bereits in fortgeschrittener Vorbereitung. Die zwischen 
dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung und der Bundesan- 
stalt für Arbeit vereinbarte Sonderregelung, nach der Teilnehmer an die- 
sen Maßnahmen in diesem Jahr noch nicht auf die zulässigen Ausnahmen 
von 5% sonstiger Teilnehmer angerechnet werden, sollte im Interesse der 
jüngeren Arbeitslosen sicherstellen, daß die Realisierung der Maßnahmen 
nicht gefährdet wird. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Erlaß des Präsidenten 
der Bundesanstalt für Arbeit vom 4. Juli 1996 eine arbeitsmarktpolitisch 
sinnvolle Umsetzung des neuen § 93 Abs. 1 AFG sicherstellt. Vor diesem 
Hintergrund erscheinen weitergehende Überlegungen derzeit nicht ge- 
boten. 


Wie steht die Bundesregierung zu der Auffas- 
sung, daß es im Hinblick auf die Funktionsfähig- 
keit unserer sozialen Sicherungssysteme unge- 
achtet der Tatsache, daß Deutschland kein Ein- 
wanderungsland ist, zukünftig unvermeidbar ist, 
beim Zuzug von Ausländern nach Deutschland 
nur noch besonders leistungsfähige Ausländer 
zuzulassen, die in Deutschland Arbeit finden und 
Beitragsleistungen zu den Sozialversicherungs- 
systemen erbringen können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 21. August 1996 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß schon im Hinblick auf die 
angestrengte Situation auf dem Arbeitsmarkt auf absehbare Zeit kein 
Bedarf für einen auf Dauer angelegten Zuzug von Ausländern aus Staaten 
außerhalb der EU besteht. 


23. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


24. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Seit wann werden Wehrpflichtige dazu befragt, 
ob sie zu Auslandseinsätzen bzw. zu einem länge- 
ren Dienst (W 12 — W 23) bereit sind? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 21. August 1996 


Mit der Befragung der Wehrpflichtigen nach ihrer Bereitschaft zu freiwilli- 
gem zusätzlichen Wehrdienst im unmittelbaren Anschluß an den zehn- 
monatigen Grundwehrdienst und ihrer Bereitschaft zur Teilnahme an 
besonderen Auslandsverwendungen ist im Oktober 1995 bei den Kreis- 
wehrersatzämtern begonnen worden. 


25. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Form (mündlich/schriftlich) und zu 
welchem Zeitpunkt (Musterung, Eignungsunter- 
suchung, Grundausbildung) werden die Wehr- 
pflichtigen hierzu befragt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 21. August 1996 


Mit der Ladung zur Eignungsuntersuchung und -feststellung (EUF) erhal- 
ten die Wehrpflichtigen ein Merkblatt, das sie über die vorgesehene Befra- 
gung informiert. Die Befragungen erfolgen schriftlich unter Verwendung 
von Vordrucken, die vom Bundesministerium der Verteidigung entwik- 
kelt wurden. Sie erfolgen zunächst bei der EUF. Während der Grundaus- 
bildung werden die Wehrpflichtigen nochmals befragt. 


26. Abgeordneter Wie sind die Antworten der Befragten bisher aus- 

Winfried gefallen? 

Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Wiehert 
vom 21. August 1996 


Von den rd. 33 200 zum 1. Juli 1996 zum Grundwehrdienst einberufenen 
Wehrpflichtigen haben vor ihrem Dienstantritt insgesamt 3 205 Wehr- 
pflichtige, also fast 10%, ihre Bereitschaft zur Teilnahme an besonderen 
Auslandsverwendungen erklärt und sich zum freiwilligen zusätzlichen 
Wehrdienst verpflichtet. 

Weitere Wehrpflichtige haben ihre Bereitschaft zu einem zusätzlichen 
freiwilligen Wehrdienst erklärt, ohne zunächst auch einer besonderen 
Auslandsverwendung zuzustimmen. 

Da auch die Möglichkeit besteht, sich während des zehnmonatigen 
Grundwehrdienstes länger zu verpflichten und hiervon vielfach Gebrauch 
gemacht wird, kann die Truppe geeigneten Bewerbern im Laufe ihres 
Wehrdienstes Gelegenheit geben, freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst 
zu leisten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


27. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wann wurde die Bundesregierung vom Bundes- 
institut für gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin erstmals darüber infor- 
miert, daß noch 1995 Fleisch in den Handel 
gelangt ist, das mit dem seit 1994 EU-weit ver- 
botenen Chloramphenicol versetzt war? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr, Sabine Bergmann- Pohl 
vom 21. August 1996 

Nach abschließender Auswertung der Ergebnisse des Rückstandskon- 
trollplans 1995 wurden die Bundesregierung sowie die für die Überwa- 
chung zuständigen obersten Landesveterinärbehörden mit Schreiben des 
Bundesinstituts für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinär- 
medizin (BgVV) vom 23. Juli 1996 davon unterrichtet, daß Chlorampheni- 
col noch illegal eingesetzt wird. 


28. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung, nachdem sie vom 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbrau- 
cherschutz und Veterinärmedizin über diesen 
Tatbestand informiert worden ist, unternommen, 
um so versetztes Fleisch aus dem Verkehr zu 
ziehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 21. August 1996 

Die im Rahmen des Rückstandskontrollplans durchgeführten Unter- 
suchungen (Probenahme, -Untersuchung und -bewertung) erfolgen durch 
die zuständigen Behörden der Bundesländer. Dem BgVV obliegt lediglich 
die bundesweite Koordinierung und statistische Auswertung der positiven 
Befunde. 

Es obliegt ausschließlich den für die Durchführung lebensmittelrecht- 
licher Maßnahmen zuständigen Landesbehörden, mit Chloramphenicol- 
rückständen behaftetes Fleisch aus dem Verkehr zu ziehen. 


29. Abgeordneter 

Hans Georg 
Wagner 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die Infor- 
mation der Sendung „stern-tv" (RTL) vom 17. Juli 
1996, wonach mit den jährlich in der Bundesrepu- 
blik Deutschland anfallenden rd. 300000 t Hun- 
dekot für den Menschen gefährliche Parasiten 
(z. B. Giardia lambia; Hunde Spulwurm) in Boden, 
Wassser, Luft und damit auch in das Trinkwasser 
gelangen, wo sie mit den herkömmlichen Füter- 
und Chlorierungsmaßnahmen nicht unschädlich 
gemacht werden können, und was gedenkt die 
Bundesregierung ggf. dagegen zu tun? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 15, August 1996 

Die epidemiologische Situation in Deutschland wird vom Robert Koch-In- 
stitut, Bundesinstitut für Infektionskrankheiten und nicht übertragbare 
Krankheiten, Berlin, überwacht. 

Der Hundespulwurm kann vom Hund auf den Menschen übertragen wer- 
den; serologische Untersuchungen deuten darauf hin, daß bis zu 8 % der 
Bevölkerung mit diesem Parasiten in Berührung kommen. Häufigste Ursa- 
chen für Infektionen sind direkte Kontakte mit Tieren, insbesondere auf- 
grund der meist nicht artgerechten Tierhaltung im häuslichen Bereich. Es 
ist jedoch nicht damit zu rechnen, daß Spulwurmeier in das Trinkwasser 
gelangen. 

In einigen Staaten sind in den letzten Jahren trinkwasserbedingte Infek- 
tionen durch Giardia und andere Parasiten bekannt geworden, deren 
Dauerformen gegenüber herkömmlichen Desinfektionsverfahren weitge- 
hend resistent sind. Die genannten Parasiten können beim Menschen 
Durchfälle verursachen. Sie wurden vereinzelt in deutschen Wasserver- 
sorgungsanlagen nachgewiesen, liegen jedoch in so niedrigen Konzentra- 
tionen vor, daß keine entsprechenden Erkrankungen in den jeweiligen 
Versorgungsgebieten auffällig geworden sind. 

Bei der Gewinnung von Trinkwasser aus gut geschützten Grundwasser- 
leitern besteht keine Gefahr der Kontamination mit derartigen Krank- 
heitserregern. Eine Gefährdung der Verbraucher ist nur dort denkbar, wo 
Trinkwasser aus Oberflächenwasser einschließlich Talsperren gewonnen 
wird; auch dann können die genannten Erreger bzw. ihre Dauerformen 
durch nach dem Stand der Technik sachgerecht betriebene Langsam- 
sandfiltration und Bodenfiltration (Uferfiltration) sowie Flockenfiltration 
soweit aus dem Wasser entfernt werden, daß eine Gefährdung des Ver- 
brauchers nicht zu besorgen ist. Darüber hinaus verweise ich in diesem 
Zusammenhang auf die Zuständigkeit der Länder bei der Umsetzung des 
Bundesseuchengesetzes, den Vorschriften der Trinkwasserverordnung 
sowie der Gewährleistung hygienischer Zustände (z. B. auf Kinderspiel- 
plätzen, Straßen etc.). 

Klinische Fälle aufgrund von Infektionen des Menschen mit den genann- 
ten Erregern sind im übrigen in Deutschland selten und in der Regel auf 
andere Übertragungsquellen zurückzuführen. Die Giardiasis wird z. B. im 
wesentlichen bei Reisenden, die aus südlichen Ländern zurückkommen, 
festgestellt. 

Neben der Beobachtung der epidemiologischen Situation der parasitären 
Erkrankungen und der Reinhaltung von Kinderspielplätzen und Straßen 
sind derzeit nach Auffassung der Bundesregierung keine speziellen seu- 
chenhygienischen Maßnahmen notwendig. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


30. Abgeordneter 

Dr. Dionys 
Jobst 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß 
nach Fertigstellung des Autobahnabschnitts 
Prag — Waidhaus auf tschechischer Seite der 
internationale Straßenverkehr mit Tschechien 
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und den angrenzenden östhchen Staaten sich 
vorwiegend auf dieser Magistrale konzentrieren 
wird, was zu einer weiteren Verkehrszunahme 
auf der B 14 auf deutscher Seite führen wird mit 
der Folge einer weiteren erheblichen Belästigung 
der Bevölkerung in den Ortsdurchfahrten durch 
den Straßenverkehr, wenn zwischen Waidhaus 
(Grenze) und Amberg/Ost die A 6 bis dahin nicht 
gebaut sein wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. August 1996 

Die Bundesregierung teilt diese Befürchtung nicht. 

Die übrigen, heute noch belasteten Straßengrenzübergänge zwischen 
Deutschland/Bayern und der Tschechischen Republik (Schirnding, Furth 
im Wald etc.) werden ihre Bedeutung behalten. 

Sowohl die deutsche als auch die tschechische Seite gehen davon aus, daß 
die A 6 im Grenzbereich im Jahre 2010 mit etwa 13000 bis 18000 Kfz/ 
24 Stunden belastet sein wird; im Jahre 1995 betrug der durchschnittliche 
tägliche Verkehr am Grenzübergang Waidhaus im Zuge der B 14 rd. 
10000 Kfz/24 Stunden. 

Die Bundesregierung ist bemüht, neben der für 1997 erwarteten Fertig- 
stellung der Ortsumgehung Waidhaus auch die letzte dann zwischen 
Grenze und Nürnberg fehlende Ortsumgehung Wernberg/Köblitz etwa 
bis 2000/2001 fertigzustellen. 


31. Abgeordneter 

Dr. Dionys 
Jobst 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung nach Vorlage von bau- 
reifen Planungsabschnitten ab 1997 ähnlich wie 
bei der Finanzierung der Straßenbauvorhaben 
für die EXPO 2000 im Raume Hannover mit Zu- 
satzmitteln von 572 Mio. DM auch für den Bau der 
A 6 von Amberg/Ost nach Waidhaus Sondermit- 
tel bereitstellen, nachdem die A 6 die Wertigkeit 
wie ein Projekt Deutsche Einheit haben dürfte? 


32. Abgeordneter 

Dr.Dionys 

Jobst 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 
für das Ansehen der Bundesrepublik Deutsch- 
land als Industrie- und Exportnation nicht förder- 
lich sein dürfte, wenn das Land Tschechien in der 
Lage ist, seinen Autobahnabschnitt im Rahmen 
der internationalen Magistrale Paris — Nürn- 
berg — Prag zu bauen, Deutschland aber die 
Lücke auf der A 6 zwischen Amberg und der 
tschechischen Grenze nicht geschlossen hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 16. August 1996 


Die Bundesregierung ist sich der großen Verkehrsbedeutung der A 6 
Nürnberg — Amberg — Waidhaus — (Pilsen) - vor allem auch für den 
nordbayerischen Raum - bewußt. 

Die Bereitstellung von „ Sondermitteln " für die Fertigstellung der A 6 ist 
seitens der Bundesregierung nicht vorgesehen; das Projekt muß aus den 
regulären Ansätzen des Bundesfernstraßenhaushaltes finanziert werden. 


18 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5441 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


33. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Wie hat die Bundesregierung die in Artikel 22 a 
GG festgelegte Verpflichtung des Staates zum 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen auch 
in Verantwortung für die künftigen Generationen 
seit 27. Oktober 1994 in ihrer bisherigen Politik 
berücksichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinker! 
vom 20. August 1996 

Der hohe Stand des Umweltschutzes in Deutschland ist international aner- 
kannt. In der Luftreinhaltung, in der Abfallwirtschaft und im Gewässer- 
schutz wurde ein Handlungsrahmen geschaffen, der in vielen Ländern als 
Vorbild gilt, weil deutliche Umweltverbesserungen erreicht und ein hohes 
wirtschaftliches Innovationspotential erschlossen wurden. 

Besondere Schwerpunkte der umweltpolitischen Aktivitäten seit 1994 la- 
gen in nationalen und internationalen Maßnahmen zur Khmavorsorge, im 
Ausbau der Kreislaufwirtschaft sowie in den Bereichen Naturschutz und 
Bodenschutz. Mit den Beschlüssen der Bundesregierung zur Klimavor- 
sorge, die im April 1995 erneut konkretisiert wurden und eine Verminde- 
rung der energiebedingten C02-Emissionen bis 2005 um 25% gegenüber 
1990 vorsehen, hat Deutschland zukunftsweisende Maßnahmen zum 
Schutz des globalen Klimas eingeleitet. Hervorzuheben sind der Erlaß der 
Wärmeschutzverodnung, durch die der zulässige Wärmebedarf bei Neu- 
bauten und größeren Umbauten um rd. 30 % gegenüber den vorherigen 
Anforderungen reduziert wird, die Erklärung der deutschen Wirtschaft zur 
Klimavorsorge, deren Verbände fast durchgängig eine Verringerung der 
spezifischen C02-Emissionen um 20% bis 2005 (Basis 1990) zugesagt und 
sich zu einer Minderung der absoluten C02-Emissionen um 170 Millio- 
nen t verpflichtet haben, das Förderprogramm zur Energieeinsparung bei 
Altbauten für die alten Bundesländer sowie das Förderprogramm für 
erneuerbare Energien mit einem Gesamtvolumen von 100 Mio. DM. 

Auf der Berlin- Konferenz 1995 wurden wichtige Ergebnisse für die Wei- 
terentwicklung der Klimarahmenkonvention erzielt. Als Handlungsziel 
für die Industrieländer schlägt Deutschland hinsichtlich CO 2 eine Reduk- 
tion um 10% bis zum Jahre 2005 und um 15 bis 20% bis zum Jahre 2010, 
bezogen auf 1990, vor. 

Die beiden zentralen Gesetzesvorhaben der laufenden Legislaturperiode, 
das Bundes-Bodenschutzgesetz und die Novelle des Bundesnaturschutz- 
gesetzes, liegen dem Bundeskabinett zur Beschlußfassung vor: Mit dem 
Bundes-Bodenschutzgesetz werden die Weichen für bundesweit einheit- 
liche Anforderungen an einen wirksamen Bodenschutz und an die Gefah- 
renabwehr bei Altlasten gestellt; die Novelle des Bundesnaturschutzge- 
setzes wird einen angemessenen Ausgleich zwischen Schutz- und Nut- 
zungsinteressen in einem modernen, abgestuften Naturschutz konzept auf 
der gesamten Fläche schaffen. 

Am 7. Oktober 1996 tritt das neue Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 
in Kraft. Das für einen einheitlichen Vollzug erforderliche untergesetz- 
hche Regelwerk wurde inzwischen von der Bundesregierung beschlossen. 
Damit ist der Rahmen künftiger Abfall Wirtschaft abgesteckt. Zur Durch- 
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Setzung der im Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz geforderten Pro- 
duktverantwortung setzt die Bundesregierung auf einen Mindesteinsatz 
von ordnungsrechtlichen Instrumenten in besonders wichtigen Bereichen. 
Neben der Novellierung der Verpackungsverordnung sind ordnungs- 
rechtliche Regelungen im Bereich Altautos und Elektronikschrott geplant. 

Die Einforderung der Eigenverantwortung und Eigeninitiative von Wirt- 
schaft und Verbrauchern ist wesentliches Element der umweltpolitischen 
Maßnahmen der Bundesregierung. Dies gilt besonders für das im Dezem- 
ber 1995 in Kraft getretene Umweltauditgesetz, auf dessen Grundlage das 
eigenverantwortliche Umweltmanagement in gewerblichen Unterneh- 
men optimiert werden soll. Es haben sich derzeit bereits über 270 Unter- 
nehmensstandorte in Deutschland erfolgreich am Umwelt- Audit beteiligt. 

Ziel der Bundesregierung ist es, den Umweltschutz verstärkt als Quer- 
schnittsaufgabe staatlichen und nichtstaatlichen Handelns zu verankern, 
wie dies auch in der Staatszielbestimmung Umweltschutz des Artikels 20 a 
GG angelegt ist. Mit der neuen Initiative des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit „Schritte zu einer nachhal- 
tigen, umweltgerechten Entwicklung" soll ein gesellschaftlicher Diskus- 
sionsprozeß angestoßen werden, um unnötige Konfrontationen zu über- 
winden und zu einem gemeinsamen Problemverständnis und konstruk- 
tiven Handlungsansätzen zu kommen. Dabei bleibt die Verantwortung für 
die Festlegung von Umweltzielen beim Staat, der die Rahmenbedingun- 
gen für umweit- und ressourcenschonendes Leben und Wirtschaften setzt. 


34. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Wie will sie vor dem Hintergrund der Beschleuni- 
gungsgesetze, der EG-Richtlinie „Elektrizität", 
des Wasserhaushaltsgesetzes und der Nichtvor- 
lage der Reform des Bundesnaturschutzgesetzes 
und des Bundes-Bodenschutzgesetzes unseren 
Nachkommen die vermeidbare, fortdauernde 
Energieverschwendung und die damit zusam- 
menhängenden Klimaveränderungen, die 
Grundwasser- und Bodenbelastungen und -Ver- 
sauerungen durch insbesondere den Verkehr 
und die Landwirtschaft, den Flächenverbrauch 
und die Naturzerstörung insbesondere in bezug 
auf die Wälder und die Gewässer jetzt und in 
Zukunft erklären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 20. August 1996 

Die umweltpolitischen Vorhaben der laufenden Legislaturperiode befin- 
den sich auf gutem Weg. Dies gilt nicht nur für die Gesetzentwürfe zum 
Bundes-Bodenschutzgesetz und zur Novelle des Bundesnaturschutzge- 
setzes, sondern auch für die Umsetzung der Maßnahmen des C02-Minde- 
rungsprogramms und für die vielfältigen Aktivitäten auf europäischer und 
internationaler Ebene zur Harmonisierung vorsorgeorientierter Standards 
auf hohem Niveau. Das untergesetzliche Regelwerk zum Kreislaufwirt- 
schafts- und Abfallgesetz wird am 7. Oktober 1996 zusammen mit dem 
Gesetz selbst in Kraft treten. Mit der neuen Düngeverordnung wurden die 
Anforderungen an die gute fachliche Praxis konkretisiert. Die Handlungs- 
strategie der Bundesregierung für eine umweltschonende Mobilität um- 
faßt Maßnahmen zur Emissionsminderung bei Fahrzeugen und Kraftstof- 
fen ebenso wie Maßnahmen zur Verkehrsvermeidung und Verkehrsverla- 
gerung. 
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Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung, Harmonisierung des 
Umweltrechts und Stärkung von Wettbewerbselementen haben für die 
Bundesregierung hohe Priorität. Die von der Bundesregierung beschlos- 
senen Beschleunigungsgesetze werden einen Beitrag zur Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Industrie leisten, ohne Abstriche an dem erreichten 
hohen Umweltstandard zu machen. Es wäre kontraproduktiv, die Innova- 
tionsdynamik, auf die gerade auch die umweltpolitischen Maßnahmen 
abzielen, durch unübersichtliche und langwierige Genehmigungsverfah- 
ren zu behindern. Auch mit diesen Maßnahmen werden wichtige Schritte 
zu einer nachhaltigen, umweltgerechten Entwicklung getan. 

Die Maßnahmen der Bundesregierung entfalten deutliche Wirkung auf 
die Umweltsituation. Die Gewässerquahtät hat sich erheblich verbessert. 
Der Einsatz von Düngemitteln und Pestiziden in der Landwirtschaft geht 
zurück. Im Bereich des Verkehrs konnte trotz steigender Fahrleistungen 
der Fahrzeuge eine Verringerung der Stickoxidemissionen um 14% ge- 
genüber 1990 erreicht werden. Die energiebedingten C02-Emissionen in 
Deutschland haben sich zwischen 1990 und Ende 1995 um 12,7% verrin- 
gert. Das Abfallaufkommen in Deutschland hat sich zwischen 1990 und 
1993 um 10% verringert. Die Verwertungsquote erhöhte sich im gleichen 
Zeitraum von 20 auf 25%. 


Berichtigung 


In der Drucksache 13/5384 ist auf Seite 4 in der Antwort zu Frage 5 im vor- 
letzten Absatz folgende Berichtigung vorzunehmen: 

Statt „Aus sportlicher Sicht wären ..." muß es richtig heißen „Aus sport- 
politischer Sicht wären . . . " . 


Bonn, den 23. August 1996 
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